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Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Bericht und Antrag zur Revision des Kantonsratsgesetzes in 
einem Punkt und des Geschäftsreglements des Kantonsrats in zwei Punkten. 

1. Ausgangslage 

In der Dezember-Session 2011 hat der Kantonsrat den Auftrag Roland Heim (CVP, Solothurn): 
«Änderung des Geschäftsreglements: Möglichkeit eines interfraktionellen Vorstosses» erheblich 
erklärt. Damit ist die Ratsleitung beauftragt, dem Parlament Bericht und Antrag zur entspre-
chenden Änderung des Geschäftsreglements vorzulegen. 

Die Ratsleitung benützt die Gelegenheit, dem Kantonsrat zwei weitere Änderungen im Parla-
mentsrecht zu beantragen. In beiden Fällen geht es um Anpassungen an das Bundesrecht. Ein-
mal ist der Begriff «staatsrechtliche Beschwerde» durch den mit dem Bundesgerichtsgesetz ge-
schaffenen Begriff der «Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten» bzw. «subsidiä-
ren Verfassungsbeschwerde» zu ersetzen; sodann sind im Sinne einer Anregung seitens der Che-
fin der kantonalen Finanzkontrolle die Wählbarkeitsvoraussetzungen für die Chefin bzw. den 
Chef der Finanzkontrolle an das Bundesgesetz über die Zulassung und Beaufsichtigung der Revi-
sorinnen und Revisoren (RAG) anzugleichen. 

2. Möglichkeit eines «interfraktionellen» Vorstosses 

Das geltende Geschäftsreglement sieht vor, dass nur Ratsmitglieder, Fraktionen und Kommissio-
nen Vorstösse einreichen können, wobei Vorstösse von mehreren Ratsmitgliedern unterzeichnet 
sein können und der Erstunterzeichner oder die Erstunterzeichnerin als Urheber gilt (§ 79 Abs. 1 
und 4 Geschäftsreglement). Obwohl im Geschäftsreglement nicht vorgesehen, hat es sich einge-
bürgert, dass auch «überparteiliche» Vorstösse eingereicht werden. Parteien sind indessen keine 
parlamentarischen Gremien und können folglich auch keine parlamentarischen Instrumente er-
greifen und somit auch keine Vorstösse einreichen. Aus diesen Gründen ist die Bezeichnung ei-
nes Vorstosses als «überparteilich» nicht zulässig. Das Reglement räumt den Fraktionen das 
Recht ein, Vorstösse einzureichen. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass ein Vorstoss auf ei-
nem Fraktionsbeschluss beruht, und nicht «nur» auf die persönliche Initiative eines Ratsmitglieds 
zurückgeht. Um dem Bedürfnis Rechnung zu tragen, dass Mitglieder des Kantonsrats aus ver-
schiedenen Fraktionen zusammen einen Vorstoss einreichen und das auch in der Bezeichnung 
eines Vorstosses zum Ausdruck zu bringen wollen, ist im Geschäftsreglement die Möglichkeit zu 
schaffen, «fraktionsübergreifende» Vorstösse einzureichen. Fraktionsübergreifende Vorstösse 
sind demnach inskünftig solche, die Unterschriften von Ratsmitgliedern aus zwei oder mehr 
Fraktionen tragen, aber ausdrücklich nicht als Einzelvorstoss unter dem Namen der Erstunter-
zeichnerin bzw. des Erstunterzeichners eingereicht werden wollen. Der Begriff «fraktionsüber-
greifend» ist insofern dem im Vorstoss Roland Heim angeregten Begriff «interfraktionell» vor-
zuziehen, als das Wort interfraktionell suggeriert, ein Vorstoss werde von zwei oder mehr Frak-
tionen eingereicht, was entsprechende Fraktionsbeschlüsse aller beteiligten Fraktionen voraus-
setzen würde. Das ist nicht verlangt; verlangt ist die Schaffung einer Möglichkeit, damit Mit-
glieder des Kantonsrats aus verschiedenen Fraktionen zusammen einen Vorstoss einreichen 
können, der aber gerade nicht als Einzelvorstoss oder als Fraktionsvorstoss bezeichnet werden 
soll. Deshalb ist der Begriff «fraktionsübergreifend» treffender. 

Von dieser Neuregelung unberührt bleiben die anderen Bestimmungen im Zusammenhang mit 
Vorstössen. Insbesondere ändert sich nichts daran, dass der Erstunterzeichner bzw. die Erstun-
terzeichnerin als Urheber bzw. Urheberin des Vorstosses gilt, und dass damit unter anderem die 
Kompetenz zum Rückzug eines Vorstosses oder zur Abgabe einer Schlusserklärung nicht verän-
dert wird. Auch bei fraktionsübergreifenden Vorstössen kann die Erstunterzeichnerin bzw. der 
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Erstunterzeichner allein über den Rückzug des Vorstosses entscheiden und sie bzw. er ist berech-
tigt, bei fraktionsübergreifenden Interpellationen die Schlusserklärung abzugeben. 
 

Aktuell Neu 

§ 79 Einreichung und Rückzug Unverändert 
1 Parlamentarische Vorstösse einreichen kön-
nen Ratsmitglieder, Fraktionen und Kommis-
sionen. 

Unverändert 

2 Parlamentarische Vorstösse sind dem Präsi-
denten schriftlich einzureichen. Der Präsident 
gibt dem Rat davon Kenntnis. 

Unverändert 

3 Vor der Session eingereichte Vorstösse wer-
den am ersten Sitzungstag zu Protokoll ge-
nommen. 

Unverändert 

4 Vorstösse können von mehreren Ratsmitglie-
dern unterzeichnet sein. Der Erstunterzeichner 
gilt als Urheber. Vorstösse von Fraktionen sind 
von ihrem Präsidenten zu unterzeichnen. 

4 Vorstösse können von mehreren Ratsmitglie-
dern unterzeichnet sein. Vorstösse, die von 
Ratsmitgliedern aus zwei oder mehr Frak-

tionen unterzeichnet sind, können als 

fraktionsübergreifend bezeichnet wer-

den. Der Erstunterzeichner gilt als Urheber. 
Vorstösse von Fraktionen sind von ihrem Prä-
sidenten zu unterzeichnen. 

5 Vorstösse können vom Urheber bis zum Be-
ginn der Behandlung ohne Zustimmung der 
Mitunterzeichner zurückgezogen werden. 

Unverändert 

6 Aufträge, welche Gegenstand eines Pla-
nungsbeschlusses bilden können, dürfen nicht 
eingereicht werden, während der Legislatur-
plan im Rat hängig ist. 

Unverändert 

3. Wählbarkeitsvoraussetzungen Chef/in Finanzkontrolle 

Gemäss heutiger Regelung ist als Chefin bzw. Chef der kantonalen Finanzkontrolle wählbar, 
«wer a) über das eidgenössische Diplom als Wirtschaftsprüfer oder Buchhalter/Controller oder 
Treuhandexperte verfügt oder b) ein Universitäts- oder Fachhochschulstudium in Betriebswirt-

schaft und eine Zusatzausbildung in Revision abgeschlossen hat» (§ 95bis Abs. 3 Geschäftsregle-
ment). Diese Wählbarkeitsvoraussetzungen datieren aus einer Zeit vor Inkrafttreten des Bun-
desgesetzes über die Zulassung und Beaufsichtigung der Revisorinnen und Revisoren (RAG), 
welches in seinem Artikel 4 die Voraussetzungen für Revisionsexpertinnen und Revisionsexper-
ten auflistet:  

Art. 4 Voraussetzungen für Revisionsexpertinnen und Revisionsexperten 
1 Eine natürliche Person wird als Revisionsexpertin oder Revisionsexperte zugelassen, wenn sie 
die Anforderungen an Ausbildung und Fachpraxis erfüllt und über einen unbescholtenen Leu-
mund verfügt. 
2 Die Anforderungen an Ausbildung und Fachpraxis erfüllen: 
a. eidgenössisch diplomierte Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer; 
b. eidgenössisch diplomierte Treuhandexpertinnen und Treuhandexperten, Steuerexpertinnen 
und Steuerexperten sowie Expertinnen und Experten in Rechnungslegung und Controlling, je 
mit mindestens fünf Jahren Fachpraxis; 
c. Absolventinnen und Absolventen eines Universitäts- oder Fachhochschulstudiums in Betriebs-, 
Wirtschafts- oder Rechtswissenschaften an einer schweizerischen Hochschule, Fachleute im Fi-
nanz- und Rechnungswesen mit eidgenössischem Fachausweis sowie Treuhänderinnen und 
Treuhänder mit eidgenössischem Fachausweis, je mit mindestens zwölf Jahren Fachpraxis; 
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d. Personen, die eine den in den Buchstaben a, b oder c aufgeführten vergleichbare ausländi-
sche Ausbildung abgeschlossen haben, die entsprechende Fachpraxis aufweisen und die not-
wendigen Kenntnisse des schweizerischen Rechts nachweisen, sofern ein Staatsvertrag mit dem 
Herkunftsstaat dies so vorsieht oder der Herkunftsstaat Gegenrecht hält. 
3 Der Bundesrat kann weitere gleichwertige Ausbildungsgänge zulassen und die Dauer der not-
wendigen Fachpraxis bestimmen. 
4 Die Fachpraxis muss vorwiegend auf den Gebieten des Rechnungswesens und der Rechnungs-
revision erworben worden sein, davon mindestens zwei Drittel unter Beaufsichtigung durch eine 
zugelassene Revisionsexpertin oder einen zugelassenen Revisionsexperten oder durch eine aus-
ländische Fachperson mit vergleichbarer Qualifikation. Fachpraxis während der Ausbildung wird 
angerechnet, wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

Die Ratsleitung teilt die Auffassung der derzeitigen Chefin der kantonalen Finanzkontrolle, wo-
nach wählbar sein soll, wer die bundesrechtlichen Voraussetzungen für Revisionsexpertinnen 
und Revisionsexperten erfüllt. Sie beantragt deshalb dem Kantonsrat, das Geschäftsreglement 
dahingehend zu ändern, dass als Chefin oder Chef der kantonalen Finanzkontrolle wählbar ist, 
wer «über die Zulassung als Revisionsexperte/-in nach Artikel 4 des Bundesgesetzes über die Zu-
lassung und Beaufsichtigung der Revisorinnen und Revisoren verfügt». 
 

Aktuell Neu 
3 Als Chef der kantonalen Finanzkontrolle ist 
wählbar, wer 
a) über das eidgenössische Diplom als Wirt-

schaftsprüfer oder Buchhalter/Controller 
oder Treuhandexperte verfügt oder 

b) ein Universitäts- oder Fachhochschulstudi-
um in Betriebswirtschaft und eine Zusatz-
ausbildung in Revision abgeschlossen hat. 

3 Als Chef der kantonalen Finanzkontrolle ist 
wählbar, wer über die Zulassung als Revi-
sionsexperte oder –expertin nach Artikel 

4 des Bundesgesetzes über die Zulassung 

und Beaufsichtigung der Revisorinnen 

und Revisoren verfügt. 

4. Vernehmlassungen zu Beschwerden an das Bundesgericht 

Nach heutigem § 10 Absatz 2 des Kantonsratsgesetzes ist die Ratsleitung ermächtigt, Vernehm-
lassungen zu staatsrechtlichen Beschwerden gegen kantonsrätliche Erlasse oder Beschlüsse an 
das Bundesgericht zu richten oder den Regierungsrat entsprechend zu bevollmächtigen. Diese 
Bestimmung ist insofern überholt, als die staatsrechtliche Beschwerde an das Bundesgericht mit 
dem Erlass des Bundesgerichtsgesetzes abgeschafft und durch die Beschwerde in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten bzw. die subsidiäre Verfassungsbeschwerde ersetzt wurde. Be-
schlüsse des Kantonsrats, die früher mittels staatsrechtlicher Beschwerde angefochten werden 
konnten, unterliegen deshalb heute der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 
oder der subsidiären Verfassungsbeschwerde. Welches Rechtsmittel gegeben ist, bestimmt sich 
nach dem Bundesgerichtsgesetz. Dieser bundesrechtlichen Neuregelung ist Rechnung zu tragen 
und § 10 Absatz 2 des Kantonsratsgesetzes an die Gegebenheiten gemäss Bundesgerichtsgesetz 
anzupassen. Inhaltlich ändert sich dabei nichts, es wird lediglich die Terminologie des Kantons-
ratsgesetzes an jene des Bundesgerichtsgesetzes angepasst. 
 

Aktuell Neu 
2 Die Ratsleitung ist ermächtigt, Vernehmlas-
sungen zu staatsrechtlichen Beschwerden ge-
gen kantonsrätliche Erlasse oder Beschlüsse an 
das Bundesgericht zu richten oder dem Regie-
rungsrat hiefür Auftrag und Vollmacht zu er-
teilen. 

2 Die Ratsleitung ist ermächtigt, Vernehmlas-
sungen zu Beschwerden in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten bzw. zu 

subsidiären Verfassungsbeschwerden ge-
gen kantonsrätliche Erlasse oder Beschlüsse an 
das Bundesgericht zu richten oder dem Regie-
rungsrat hiefür Auftrag und Vollmacht zu er-
teilen. 
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5. Finanzielles 

Weder die Änderung des Kantonsratsgesetzes noch die Änderungen des Geschäftsreglements 
haben finanzielle Auswirkungen. 

6. Rechtliches 

Die Änderung des Kantonsratsgesetzes unterliegt dem fakultativen Referendum, wenn sie ein 
Quorum von 2/3 der anwesenden Ratsmitglieder erreicht; wird sie unterhalb dieses Quorums 
angenommen, unterliegt sie dem obligatorischen Referendum. Die Änderungen des Geschäfts-
reglements unterliegen in jedem Fall dem fakultativen Referendum. 

7. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und den folgenden Beschlussesentwürfen zuzustim-
men. 

Im Namen der Ratsleitung 

Claude Belart Fritz Brechbühl 
Präsident Ratssekretär 
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8. Beschlussesentwurf 1 
 

Änderung des Kantonsratsgesetzes 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 69 der Kantonsverfassung1, nach Kenntnis-
nahme von Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 14. Dezember 2011, beschliesst:  

I. Das Kantonsratsgesetz wird wie folgt geändert: 

§ 10 Absatz 2 lautet: 
2 Die Ratsleitung ist ermächtigt, Vernehmlassungen zu Beschwerden in öffentlich-rechtlichen 
Angelegenheiten bzw. zu subsidiären Verfassungsbeschwerden gegen kantonsrätliche Erlasse 
oder Beschlüsse an das Bundesgericht zu richten oder dem Regierungsrat hiefür Auftrag und 
Vollmacht zu erteilen. 

II. Inkrafttreten 

Diese Änderung tritt nach unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist bzw. nach Annahme durch 
das Volk in Kraft.  

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsident Ratssekretär 

 

Dieser Beschluss unterliegt dem … Referendum 

Verteiler KRB 

Staatskanzlei (STU, ROL, STE) 
Amtsblatt (Referendum) 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste 
 

 ________________  

1 BGS 111.1 
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9. Beschlussesentwurf 2 
 

Änderung des Geschäftsreglements des Kantonsrats 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf § 55 des Kantonsratsgesetzes vom 24. September 
19891, nach Kenntnisnahme von Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 14. Dezember 2011, 
beschliesst: 

I. Das Geschäftsreglement des Kantonsrats wird wie folgt geändert: 

§ 79 Absatz 4 lautet: 
4 Vorstösse können von mehreren Ratsmitgliedern unterzeichnet sein. Vorstösse, die von Rats-
mitgliedern aus zwei oder mehr Fraktionen unterzeichnet sind, können als fraktionsübergrei-
fend bezeichnet werden. Der Erstunterzeichner gilt als Urheber. Vorstösse von Fraktionen sind 
von ihrem Präsidenten zu unterzeichnen. 

§ 95bis Absatz 3 lautet: 
4 Als Chef der kantonalen Finanzkontrolle ist wählbar, wer über die Zulassung als Revisionsex-
perte oder –expertin nach Artikel 4 des Bundesgesetzes über die Zulassung und Beaufsichtigung 
der Revisorinnen und Revisoren verfügt. 

II. Inkrafttreten 

Diese Änderung tritt nach unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist bzw. nach Annahme durch 
das Volk in Kraft.  

Im Namen des Kantonsrates 
 

Präsident Ratssekretär 

 

Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum 

Verteiler KRB 

Staatskanzlei (STU, ROL, STE) 
Amtsblatt (Referendum) 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste 
 

 _______________  

1 BGS 121.1 


